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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Wie bezieht die Bundesregierung Stellung zu 

Dr. Finger. den Vorgängen in Osttimor, wo seit der Invasion 

(CDU/CSU) der indonesischen Streitkräfte am 7. Dezember 

1975 in erheblichem Umfang Menschenrechts- 
verletzungen, insbesondere extralegale Hinrich- 
tungen, Folter und Mißhandlung von Personen 
sowie Inhaftierung ohne Anklageerhebung und 
Gerichtsverhandlung, stattfinden? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 21. Januar 1986 

Im Verlauf der Auseinandersetzungen um die ehemalige portugiesische 
Kolonie Osttimor hat es während der letzten zehn Jahre Gewaltanwen- 
dung durch die Befreiungsorganisation Fretilin und die indonesischen 
Streitkräfte gegeben. 

Offizielle Politik der indonesischen Regierung und der Militärbehörden 
ist es jedoch, die Bevölkerung Osttimors mit friedlichen Mitteln für die 
Eingliederung Osttimors in den indonesischen Staatsverband zu ge- 
winnen. 

In diesem Rahmen ist es der indonesischen Regierung in zunehmendem 
Maße gelungen, individuelle Ausschreitungen zu verhindern. Die in den 
letzten Jahren erheblich reduzierten indonesischen Streitkräfte auf Ostti- 
mor üben jetzt überwiegend zivüe Funktionen beim wirtschaftlichen 
Aufbau aus. 

Die indonesische Regierung unternimmt mit Erfolg große Anstrengun- 
gen, die Entwicklung der Insel zu fördern. Osttimor erhält von der 
indonesischen Regierung innerhalb des Landes mit Abstand die höchsten 
Mittelzusagen pro Kopf der Bevölkerung. Hervorzuheben sind Verbesse- 
rungen auf dem Erziehungs- und Gesundheitssektor, die Sicherstellung 
der Versorgung mit Nahrungsmitteln und der Aufbau einer Infrastruktur. 

Diese Leistungen werden von Besuchern, die Gelegenheit hatten, Ostti- 
mor zu besuchen, anerkannt. Unter diesen Beobachtern befindet sich 
auch das Internationale Komitee vom Roten Kreuz. Ein deutscher Besu- 
cher, der sich im letzten Monat in Osttimor aufhielt, zeigte sich beein- 
druckt von den wirtschaftlichen und sozialen Aufbauleistungen. 

Dem entgegenstehende Informationen haben sich bisher als nicht nach- 
prüfbar erwiesen. 

Im Rahmen ihrer Politik, weltweit für die Achtung der Menschenrechte 
einzutreten, hat die Bundesregierung die indonesische Regierung wie- 
derholt wissen lassen, daß eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit über die 
Lage in Osttimor auch im indonesischen Interesse liegt. 

Allgemein darf ich Sie noch auf die Anfragen der Abgeordneten Clemens 
(Drucksache 10/4266, Frage 11) und FrauHoffmann (Soltau) (Drucksache 
10/4299, Frage 2) und meine Antworten hierauf vom 13. und 19. Novem- 
ber 1985 hinweisen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob durch den 

Dr. Friedmann Einsatz der Katalysatortechnik gesundheitsge- 

(CDU/CSU) fährdende Emissionen von atomaren Platin-Do- 

sen im Aerosol entstehen, so daß hierdurch 
Krankheitserreger, wie z. B. AIDS, virulent 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Kropp enstedt 
vom 17. Januar 1986 

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand ist bei Einsatz der Katalysator- 
technik anstatt von einem Gesundheitsrisiko vielmehr von einer bedeut- 
samen Verringerung der durch Kraftfahrzeug- Abgase bedingten gesund- 
heitlichen Gefährdung auszugehen. 

Für einen Zusammenhang zwischen Platin-Emissionen und AIDS gibt 
es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung keinen ernstzunehmen- 
den Hinweis, 


3. Abgeordneter Aus welchen Gründen sind flachgehende moto- 

Dr. Holtz risierte Rettungsboote für den Katastrophen- 

(SPD) schütz nicht in den Stärke- und Ausrüstungs- 

nachweisen (StAN) aufgeführt, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21. Januar 1986 

In den Stärke- und Ausstattungsnachweisungen für den erweiterten 
Katastrophenschutz (StAN), die der Bund im Rahmen seiner Zuständig- 
keit nach Artikel 73 Nr. 1 GG für den Schutz der Zivübevölkerung in 
einem Verteidigungsfall 1981 erlassen hat, sind Schlauchboote und 
Mehrzweckboote als Sonderausstattung für einen Teü der Bergungszüge 
enthalten. Von insgesamt 880 Bergungszügen erhalten 433 eine 
Schlauchbootausstattung und 100 - an im V-FaU besonders wasserge- 
fährdeten Orten - eine Mehrz weckboot aus stattung. Damit verstärkt der 
Bund das ohnehin von Ländern und Gemeinden im Rahmen des friedens- 
mäßigen Katastrophenschutzes vorgehaltene Potential in wassergefähr- 
deten Gebieten erhebhch. 

Beide Bootstypen sind flachgehend und als Rettungsboot geeignet. Das 
Mehrzweckboot verfügt über einen leistungsfähigen Außenbordmotor. 
Beim Schlauchboot, das in erster Linie für den Einsatz in überschwemm- 
ten Wohngebieten gedacht ist, wäre Motorisierung hinderlich. 

Beide Wasserfahrzeuge entsprechen voll den einsatztaktischen Anforde- 
rungen zum Schutz der Zivübevölkerung in einem Verteidigungsfall . Für 
die Bundesregierung besteht daher kein Anlaß, zur Zeit diesen Zustand 
zu ändern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt die 

Marschewski Bundesregierung, um der sich ausbreitenden 

(CDU/CSU) Markenpiraterie entgegenzuwirken, und zu wel- 

chem Zeitpunkt ist mit einer Verwirklichung die- 
ser Maßnahmen zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 17. Januar 1986 

Zur Bekämpfung der Produktpiraterie hat der Bundesminister der Justiz 
einen umfassenden Katalog von Maßnahmen gesetzgeberischer und 
administrativer Art auf nationaler und internationaler Ebene vorgeschla- 
gen. Die folgenden Maßnahmen erscheinen erforderlich: 
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1. Überprüfung und Ergänzung des gesetzlichen Instrumentariums zur 
Bekämpfung der Piraterie mit dem Ziel einer Verbesserung der Auf- 
deckung von Quellen und Absatzwegen der Piratenware; hier geht es 
vor allem um einen im Verfahren der einstweiligen Verfügung durch- 
setzbaren Auskunftsanspruch des Geschädigten über Lieferanten und 
Abnehmer der gefälschten Waren. 

2. Erhöhung des wirtschaftlichen Risikos für Piraten und Vertreiber von 
schutzrechtsverletzender Ware durch eine Erweiterung der Möglich- 
keiten, Piraten wäre zu vernichten. 

3. Anhebung der Strafdrohung für schwere Fälle der Schutzrechtsverlet- 
zung und ihre Verfolgung von Amts wegen. Im Urheberrecht wurde 
für Fälle der gewerbsmäßigen Schutzrechtsverletzung bereits die 
Höchststrafe auf fünf Jahre angehoben und das Strafantragserforder- 
nis beseitigt. 

4. Verbesserung des Verfahrens der Grenzbeschlagnahme von Piraten- 
ware. 

5. Erweiterung des gesetzlichen Schutzes durch Einbeziehung neuer 
schutzwürdiger Leistungen. Hier ist vor allem ein Schutz von Compu- 
ter-Chips geplant, für dessen Schaffung und Ausgestaltung die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften Ende Dezember 1985 
einen Richtlinienvorschlag vorgelegt hat. 

6. Zentralisierung der Hinterlegung der Geschmacksmuster beim Deut- 
schen Patentamt und Veröffentlichung der Muster. Dadurch soll auch 
die Übersicht über eingetragene Muster erleichtert und Verletzern der 
Einwand der Unkenntnis des Musterschutzes gegenüber Schadener- 
satzforderungen abgeschnitten werden. Ein entsprechender Entwurf 
wird in den nächsten Wochen dem Kabinett vorgelegt werden. 

7. Schaffung eines EG-einheitlichen Zollbeschlagnahmeverfahrens zur 
Bekämpfung der Produktpiraterie; ein hierzu von der EG-Kommission 
im Dezember 1984 vorgelegter Verordnungsvorschlag wurde vom 
Europäischen Parlament beraten und mit gewissen Änderungen Ende 
Oktober 1985 gebilligt. Die Beratungen in einer Arbeitsgruppe des 
Rats der Europäischen Gemeinschaften haben begonnen. 

8. Verbesserung der Bekämpfung der Produktpiraterie auf internationa- 
ler Ebene. Im Rahmen des GATT hat sich ein Sachverständigenaus- 
schuß mit den von den westlichen Industrieländern geforderten Maß- 
nahmen zum Schutz der Warenzeichen im grenzüberschreitenden 
Warenverkehr befaßt, ohne jedoch zu einer Einigung zu gelangen. 
Auch über die Frage, ob die Arbeiten fortgeführt werden sollen, 
konnte noch kein Einverständnis erzielt werden. 

Im Mai 1986 werden Beratungen in der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum (WIPO) zur Verbesserung des Instrumentariums zur 
Bekämpfung von Schutzrechtsverletzungen aufgenommen. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich dafür ein, daß sowohl 
die Arbeiten im GATT fortgesetzt als auch die Arbeiten in der WIPO 
vor an getrieben werden, stößt dabei aber auf den Widerstand einer 
Reihe von Ländern, die die Erforderlichkeit internationaler Maßnah- 
men bestreiten. 

9. Büaterale Wirtschaftsverhandlungen mit Hersteller- und Vertriebslän- 
dern von Piratenware mit dem Ziel, die Quellen der Piratenware zu 
verstopfen und deutsche Exportmärkte gegen die unlautere Konkur- 
renz der Piraten abzusichern. Zum Schutz der Interessen der deut- 
schen Wirtschaft hat sich die Bundesregierung seit jeher und in vielen 
Fällen auch mit Erfolg darum bemüht, vor allem in eindeutigen Fällen 
der Schutzrechtsverletzung und der „sklavischen Nachahmung“ auf 
diplomatischem Wege eine Einstellung der Herstellung von Kopien im 
Land der Produktion zu erreichen. Die Bundesregierung hat zu diesem 
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Zweck mit einer Reihe von Staaten, wie z. B. Hongkong, Japan und 
der Republik Korea, Vereinbarungen über die Bekämpfung der Nach- 
ahmung deutscher Erzeugnisse getroffen. Sie bemüht sich, solche 
Vereinbarungen auch mit anderen Staaten, in denen nachgeahmte 
deutsche Erzeugnisse hergestellt und vertrieben werden, abzu- 
schließen. 

Die für die nationale Gesetzgebung vorgesehenen Maßnahmen bedürfen 
noch einer weiteren Erörterung mit den betroffenen Kreisen, vor allem 
die Frage der Abgrenzung der Pirateriefälle und die Verhinderung der 
Ausforschung von geschäftlichen Daten, die nicht nüt der Piratenware im 
Zusammenhang stehen. Darüber hinaus ist in den Bereichen, in denen 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften Vorschläge vorgelegt 
hat, eine Koordinierung der nationalen Maßnahmen mit den gemein- 
schaftsrechtiichen Vorhaben erforderlich. 

Die Bundesregierung ist bemüht, so bald wie möglich konkrete Vor- 
schläge vorzulegen, kann aber insbesondere wegen der Verzahnung nüt 
den EG -Vorhaben noch keinen Zeitpimkt für die Vorlage eines Entwurfs 
nennen. Sie hat in der Europäischen Gemeinschaft bereits ihr großes 
Interesse an einer beschleunigten Beratung der EG-Vorhaben zum Aus- 
druck gebracht und die Zustimmung anderer Mitgliedstaaten und der 
Kommission gefunden. Sie geht daher davon aus, daß die Beratungen in 
der EG sehr zügig fortgesetzt werden, und sie wird parallel zu den EG- 
Beratungen die nationale Gesetzgebung vorbereiten. 


5. Abgeordneter 
Graf Huyn 
(CDU/CSU) 


Wie viele Gewalt- und Unrechtstaten hat die 
Zentrale Erfassungsstelle der Landesjustizver- 
waltungen in Salzgitter insgesamt in den Jahren 
1980 bis 1985 erfaßt (aufgeteüt nach den einzel- 
nen Jahren), und bei wie vielen davon handelt es 
sich um Schußwaffengebrauch an der innerdeut- 
schen Grenze zwischen der DDR und der Bun- 
desrepublik Deutschland sowie den Grenzen in 
und um Berlin (ebenfalls aufgeschlüsselt nach 
Jahren)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 1986 


Die Zentrale Erfassungsstelle der Landesjustizverwaltungen in Salzgitter 
hat insgesamt in den Jahren 


1980 

1 060 

1981 

1410 

1982 

1570 

1983 

1 132 

1984 

2175 

1985 

2 660 

Vorgänge als Gewalttaten registriert. 

Die für die Jahre 1980 bis 1985 registrierte Anzahl der Tötungshandlun- 
gen (Schußwaffengebrauch, Minen, Selbstschußänlagen, Körperverlet- 
zung mit Todesfolge), zu denen auch versuchte Tötungshandlungen 
gehören, ergibt sich aus der nachfolgenden Aufstellung: 

1980 

76 (67) 

1981 

62 (59) 

1982 

60 (58) 

1983 

48 (48) 

1984 

31 (30) 

1985 

32 (24). 
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Die zwei Zahlen für jedes Jahr beruhen auf dem Umstand, daß Tatjahr 
und Registrienmgsjahr nicht immer identisch sind. In den hier angeführ- 
ten Fällen der Tötungshandlung sind die folgenden Fälle des Schußwaf- 
fengebrauchs enthalten (in Klammem werden wiederum die im Regi- 
strierungsjahr begangenen Fälle des Schußwaffengebrauchs mitgeteÜt): 


1980 

72 

(63) 

1981 

52 

(50) 

1982 

55 

(53) 

1983 

40 

(39) 

1984 

20 

(21) 

1985 

30 

(24) 


In der bei der Zentralen Erfassungsstelle der Landesjustizverwaltungen 
in Salzgitter geführten Todesliste sind für die Jahre 


1980 0 

1981 0 

1982 4 

1983 0 

1984 1 

1985 0 


Todesfälle durch Gewaltakte an der innerdeutschen Grenze und an der 
Grenze in und um Berlin registriert worden. 


6. Abgeordneter Hält die Bimdesregienmg die gegen den türki- 

Würtz sehen Verein der Berufskraftfahrer e. V. ergriff e- 

(SPD) nen Maßnahmen für angemessen, und wenn ja, 

welches Ergebnis haben die bimdesweiten Raz- 
zien gehabt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 22. Januar 1986 

Das Ministeriiim der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz hat mir mitgeteüt, 
daß bei der Staatseinwaltschaft beim Landgericht Koblenz ein Emütt- 
lungs verfahren gegen den Türkischen Verein der Berufskraftfahrer e. V. 
anhängig ist, in dessen Verlauf auf Gmnd richterlicher Anordnung 
Durchsuchungen stattgefunden haben. 

Mit Rücksicht darauf, daß es sich um ein laufendes Ermittlimgsverfahren 
handelt, das in die Zuständigkeit der rheinland-pfälzischen Strafverfol- 
gungsbehörden fällt, bitte ich um Ihr Verständnis dafür, daß ich mich zu 
Einzelheiten des Verfahrens nicht äußern kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Sieht die Bundesregiemng eine Möglichkeit, die 

Grünbeck durch die neuen Steuererleichtemngen einge- 

(FDP) führten Anreize für den Einbau neuer Heizungs- 

und Warmwasseranlagen auch für öffentliche 
Gebäude wie Schulen und Krankenhäuser zu 
bieten, um das erhebliche Energieeinspamngs- 
und Umweltschutzpotential solcher Maßnahmen 
auch für diesen Gebäudebestand auszunutzen? 

Antwort des Parlamentajischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 17. Januar 1986 

Die für den Bereich des Einkommensteuerrechts geltende Sonderrege- 
lung über erhöhte Abschreibungen von Aufwendungen zum Einbau 
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neuer Heizungs- und Warmwasseranlagen nach § 82 a der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung in der Fassung des Steuerbereini- 
gimgsgesetzes 1986 kann nicht für entsprechende Aufwendungen bei 
öffentlichen Gebäuden von Gebietskörperschaften in Anspruch genom- 
men werden, weil diese nicht steuerpflichtig sind. 

Im Bundeshaushalt sind jährhch rund 100 Millionen DM für Maßnahmen 
zur Energieeinsparung in Gebäuden des Bundes veranschlagt. Darüber 
hinaus hat die Bundesregierung für ihren Zuständigkeitsbereich 1982 bis 
Ende 1985 Ausgaben für Maßnahmen zur Energieeinsparung in Gebäu- 
den des Bundes von insgesamt 1,5 Milliarden DM bereitgestellt. Mit 
diesen Mitteln konnten auch Heizungs- und Warmwasseranlagen auf 
den neuesten technischen Stand umgerüstet oder ersetzt werden. Ein 
weiteres Ausgabenprogramm des Bundes ist nicht vorgesehen. 

Die anderen Gebietskörperschaften bleiben aufgefordert, den Gesichts- 
punkten von Energieeinsparung und Umweltschutz in ihrem Gebäude- 
bestand durch eigene finanzielle Anstrengungen angemessen Rechnung 
zu tragen. 

8. Abgeordneter Wie hoch sind bei der Modellrechnung, die in 

Poß der BMF-Studie „Aufgaben und Ziele einer neu- 

(SPD) en Finanzpohtik - Grenzen staatlicher Verschul- 

dung" (S. 32) enthalten ist, die Steuereinnahmen 
des öffentlichen Gesamthaushalts in den einzel- 
nen Jahren von 1989 bis 1995? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. Januar 1986 

In die Gesamteinnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts gemäß Zei- 
le II der Modellrechnung sind in den einzelnen Jahren die Steuereinnah- 
men mit folgenden Beträgen eingerechnet (in Milliarden DM) : 

1989 = 528, 1990 = 547, 1991 = 567, 1992 = 587, 1993 = 608, 1994 = 630, 
1995 = 653. 

Wie in der Studie dargelegt, ist dies nicht etwa eine Prognose erwarteter 
Steuereinnahmen, sondern eine rein modellhafte Beschreibung der Ent- 
wicklung von Gesamteinnahmen und Steuereinnahmen, die sich unter 
den in der Ausarbeitung im einzelnen erläuterten Annahmen ergibt und 
so auch finanzpohtisch erwünscht wäre. Dazu gehört auch, daß das 
Ausgabenwachstum annahmegemäß begrenzt wird und der sich erge- 
bende Konsolidierungsspielraum überwiegend für Steuerentlastungen 
und nur zum geringeren Teil für den weiteren Abbau der öffentlichen 
Finanzierungsdefizite eingesetzt wird. 


9. Abgeordneter 
Poß 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung erklären, warum und 
in welcher Höhe bei den Einnahmen des öff enth- 
eben Gesamthaushalts in der obigen Modell- 
rechnung die EG- Anteile enthalten sind, wäh- 
rend gleichzeitig die höheren Umsatzsteueran- 
teile der EG auch die Zuwachsrate der Ausgaben 
des öffenthehen Gesamthaushalts erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. Januar 1986 

Zum öffenthehen Gesamthaushalt werden übheherweise neben den 
Gebietskörperschaften Bund, Länder und Gemeinden, dem Lastenaus- 
gleichsfonds und dem ERP-Sondervermögen auch die Anteile der Bun- 
desrepubhk Deutschland an der Finanzierung der Europäischen Gemein- 
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schäften (EG) gerechnet. Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
bezieht die EG- Anteile ebenfalls in das Staatskonto ein. Die Berücksichti- 
gimg der EG -Anteile ist notwendig, weil sonst der den EG zufließende 
Teil des inländischen Steueraufkommens finanzstatistisch und im Staats- 
konto nicht erfaßt würde. Die den EG zufließenden Mittel sind daher in 
den Einnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts sowie des Staatskon- 
tos eingeschlossen. 

Auf der Ausgabenseite werden die direkten Zahlungen der EG an die 
deutsche Volkswirtschaft (z. B. für die Landwirtschaft) als laufende Über- 
tragungen an Unternehmen nachgewiesen. Der Betrag, um den die 
Einnahmen der EG aus der Bundesrepublik Deutschland ihre in der 
Bundesrepublik Deutschland geleisteten Ausgaben übersteigen, wird als 
Übertragung an das Ausland gebucht. Ein starker Zuwachs der EG- 
Einnahmen aus der Bxmdesrepubhk Deutschland, z. B. durch eine Erhö- 
hung des EG-Anteüs am Umsatzsteueraufkommen, führt also zu einer 
Zunahme der Ausgaben im öffentlichen Gesamthaushalt und im Staats- 
konto in gleichem Ausmaß. 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die EG- 

Dr. Rumpf Mitghedstaaten unterschiedliche Maßstäbe an 

(FDP) den Reisefreibetrag beim innergemeinschaftii- 

chen Grenzübertritt anlegen und daß beispiels- 
weise Waren, die bei der Einreise in die Bundes- 
republik Deutschland unter die Freigrenze fal- 
len, in Frankreich mit der Mehrwertsteuer bela- 
stet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. Januar 1986 

Die Steuerfreigrenze für den innergemeinschaftlichen Reiseverkehr ist 
durch die Richtlinie 69/169/EWG (ABI. EG Nr. L 133 vom 4. Juni 1969 S. 4, 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 85/348/EWG, ABI EG Nr. L 183 vom 
16, Juli 1985 S. 24) einheitlich festgelegt. Der Betrag ist in Europäischen 
Währungseinheiten ausgedrückt. Er beträgt seit 1. Oktober 1985 
350 ECU. Dieser Betrag ist von den Mitghedstaaten in die nationalen 
Währungen umzurechnen. Maßgebend ist dabei der ECU-Wert am ersten 
Werktag des Oktober für das jeweüs folgende Kalenderjahr. In der 
Bundesrepubhk Deutschland beträgt die Steuerfreigrenze zur Zeit 
780 DM. Die Steuerfreiheit wird nur gewährt, wenn die Waren im Her- 
kunftsland zu den normalen Bedingungen des Binnenmarktes, also mit 
Mehrwertsteuer belastet, erworben worden sind. 

Die Mitghedstaaten sind befugt, die in Landeswährung ausgedrückte 
Steuerfreigrenze innerhalb einer Marge von 2 ECU auf- oder abzurun- 
den. Bei der jährhchen Überprüfung ihrer Beträge zum Stichtag 1. Okto- 
ber brauchen sie keine Änderung vorzunehmen, wenn sich dadurch die 
Steuerfreigrenze vermindern oder um weniger als 5 v. H. erhöhen würde. 
In diesem Rahmen xmd infolge von Währungsschwankungen während 
des Jahres können sich geringfügige Unterschiede bei der Gewährung 
der Steuerfreiheit für den Reiseverkehr in den einzelnen EG-Mitghed- 
staaten ergeben. 


11. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Diente die Definition des Pflegekindes im Steu- 
ersenkungsgesetz 1986/1988 nur der Rechts- 
sicherheit (vgl. Drucksache 10/2884, S. 102) 
oder bedeutet sie im Vergleich zur neueren 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs eine 
Schlechterstellung der Pflegeeltem? 
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12. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie verhält sich die Bundesregierung gegenüber 
denjenigen Ländern, deren Finanzämter bei der 
Anerkennimg von Pflegekindschaftsverhältnis- 
sen nicht nach der Anweisung in Ziffer 3 des 
BdF-Schreibens vom 16. Oktober 1985 (BStBl I 
S. 635) verfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 22. Januar 1986 


Es trifft zu, daß der Begriff des Pflegekindes — wie in der Begründimg zum 
Entwurf eines Steuersenkimgsgesetzes (Drucksache 10/2884) näher aus- 
geführt ist- aus Gründen der Rechtssicherheit imd -klarheit in das 
Gesetz selbst aufgenommen worden ist. 

Auch die Voraussetzung, daß der Steuerpflichtige einen nicht nur unwe- 
sentlichen Teü der Unterhaltskosten selbst trägt, ist nicht neu, sondern 
entspricht der bisherigen Übimg. Erst nach dem Inkrafttreten des Steuer- 
senkimgsgesetzes 1986/1988 ist eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
ergangen, in der das Gericht unter Aufgabe seiner bisherigen Rechtspre- 
chung an der Voraussetzung des eigenen Kostenbeitrags der Pflegeeltem 
nicht mehr festhält (Urteü vom 18. Juli 1985 - VI R 53/82). 

Der Bundesfinanzhof hat seiner Entscheidung für das bis 1985 geltende 
Recht den Pflegekindbegriff in § 15 Abs. 1 Nr. 8 der Abgabenordnung 
1977 zugrunde gelegt, bei dem es auf die Kostentragung nicht ankommt. 
Dieser für andere Zwecke (z. B. für das Aussageverweigerungsrecht) 
geschaffene Pflegekindbegriff ist von der Sache her für das Einkommen- 
steuerrecht ungeeignet, weü der Kinderfreibetrag der Minderung der 
wirtschaftlichen Leistimgfähigkeit durch Kindesunterhalt Rechnung tra- 
gen soll. 

Näheres darüber, wie der einkommensteuerrechtliche Pflegekindbegriff 
ab 1986 anzuwenden ist, muß noch im Benehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder durch Verwaltungsanordnungen bestimmt 
werden. Es wird eine einfach zu handhabende Regelimg angestrebt. Die 
Finanzämter sind entsprechend dem von Ihnen erwähnten Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen angewiesen, bis zu einer endgültigen 
Regelimg weiterhin nach den Richtlinien (Abschnitt 59 Abs. 2 LStR 1984) 
zu verfahren. Mir ist nicht bekannt, daß die Finanzämter diese Anwei- 
sung unbeachtet lassen. Das Bundesfinanzministerium wird Ihrem Hin- 
weis aber nachgehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von der 

Dr. Soell japanischen Regierung zugelassene „graue 

(SPD) Autoimporte" in Japan Ansehen und Markt- 

chancen legal operierender deutscher Automo- 
bilimporteure enorm schädigen (vgl. „DIE 
ZEIT" vom 13. Dezember 1985, S. 30)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 21. Januar 1986 

Der Bundesregierung sind die in dem Artikel der Wochenzeitung „ DIE 
ZEIT" vom 13. Dezember 1985 erwähnten Beschwerden der deutschen 
Automobilindustrie über sogenannte graue Autoimporte in Japan 
bekannt. Über die Angelegenheit haben Vertreter der Autoindustrie 
mehrfach mit japanischen SteÜen gesprochen. Eine Änderung der Ver- 
hältnisse konnte, wie der Verband der Automobüindustrie jetzt auf 
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Anfrage mitteilt, bisher nicht erreicht werden. Die Bundesregierung ist 
gebeten worden, Gespräche mit der japanischen Regierung darüber zu 
führen. 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verhandlun- 

Dr. Soell gen mit der japanischen Regierung darauf hinzu- 

(SPD) wirken, daß die damit verbundenen Wettbe- 

werbsverzerrungen beseitigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 21. Januar 1986 

Die Bundesregierung hat für den Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
stets betont, daß der freie und ungehinderte Warenverkehr, einschließ- 
lich von Re- oder Parallelimporten, von ganz wesentlicher Bedeutung ist, 
den Interessen der deutschen Wirtschaft und der Verbraucher im beson- 
deren Maße entspricht und weder auf Ebene der Staaten noch der 
Unternehmen in Frage gestellt werden darf. Auch für die Öffnung des 
japanischen Marktes für Parallelimporte deutscher Produkte kann keine 
andere Bewertung gelten, solange nicht durch unlautere Geschäftsprak- 
tiken freier Importeure oder unterschiedliche staatliche Vorschriften für 
vertriebsgebundene und freie Importeure Wettbewerbsverzerrungen 
geschaffen werden. 

Die Bundesregierung wird mit der deutschen Automobüindustrie auf der 
Gnmdlage dieser Überlegungen über die Angelegenheit und das weitere 
Vorgehen beraten. 


15. Abgeordneter 

Schäfer 

(Mainz) 

(FDP) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
eine Erklärung in der Rechtssache 182/84 (Vor- 
abentscheidung des Gerichtshofs Amheim in der 
Strafsache gegen die Firma Miro) abgegeben, 
die nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofs 
im Urteü vom 26. November 1985 im letzten 
dazu führt, daß die Einheit und Wirksamkeit 
des Gemeinschaftsrechts in Frage gestellt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. Januar 1986 

Die Rechtssache 182/84 betraf ein Vorabentscheidungsersuchen des 
Gerichtshofs Amheim, mit dem der Gerichtshof um Auskunft darüber 
gebeten worden war, ob die Anwendung einer nationalen Regelung, die 
die Verwendung der Bezeichnung Genever einem Erzeugnis mit einem 
Mindestalkoholgehalt von 35 v. H. vorbehielt, auf aus einem anderen 
Mitgliedstaat eingeführte Erzeugnisse mit dem Verbot von Maßnahmen 
gleicher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen vereinbar 
sei. 

In ihrer Stellungnahme hat die Bundesregiemng die Ansicht vertreten, 
dies hänge davon ab, ob die streitige Regelung zum Schutz der Verbrau- 
cher vor Irreführung oder aus Gründen der Lauterkeit des Handelsver- 
kehrs erforderlich sei. Gestützt auf das in einem vergleichbaren Fall 
ergangene Urteü des Gerichtshofs vom 16. Dezember 1980 (Rechtssa- 
che 27/80) hat sie ferner darauf hingewiesen, daß die tatsächlichen Beur- 
teüungen, die zur Beantwortung dieser Frage erforderlich seien, im 
Rahmen des Vorabentscheidungs Verfahrens nicht vom Gerichtshof, son- 
dern von dem nationalen Gericht vorzunehmen seien. 

Die in der Anfrage zitierte Feststellung des Gerichtshofs bezieht sich 
offenbar auf diejenige Passage der Stellungnahme, in der dargelegt wird, 
daß die nationalen Stellen am besten mit der jeweiligen nationalen 
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Verkehrsauffassung vertraut seien und deshalb am ehesten beurteilen 
könnten, welche Regelungen erforderlich seien, um den Belangen des 
Verbraucherschutzes sowie der Lauterkeit des Handelsverkehrs Rech- 
nung zu tragen. In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung auch 
die grundsätzliche Bindung des nationalen Richters an die von dem 
Gesetzgeber getroffene Regelung betont. 

Entgegen dem Eindruck, der durch die verkürzte Wiedergabe dieser 
Ausführungen in den Entscheidxmgsgründen entstehen könnte, hat sie 
damit jedoch nicht die Befugnis des Gerichtshofs oder der nationalen 
Gerichte bestritten, die innerstaatlichen Rechtsvorschriften am Maßstab 
des Gemeinschaftsrechts zu prüfen. Sie hat vielmehr ausdrücklich betont, 
daß die Bindungswirkxmg dieser Vorschriften von ihrer Vereinbarkeit mit 
den Regeln der Artikel 30 und 36 EWG-V abhänge. 

Die Bundesregierung hat somit keine Stellungnahme abgegeben, die 
dazu führen könnte, die Einheit und Wirksamkeit des Gemeinschafts- 
rechts in Frage zu stellen. 


16. Abgeordneter 

Schäfer 

(Mainz) 

(FDP) 


Trifft mein Eindruck zu, daß die Bundesregie- 
rung sich darum bemüht, das berühmte „Cassis 
de Dijon-Urteü" des Emopäischen Gerichtshofs 
vom 20. Februar 1979, das grundlegend für den 
freien Warenverkehr ist, zu verändern, und wie 
vereinbart sich dies mit der Absicht, bis 1992 den 
Binnenmarkt in der Gemeinschaft zu verwirkli- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. Januar 1986 

Die in dem Urteü vom 20. Februar 1979 und in der Folgerechtsprechung 
des Gerichtshofs entwickelten Grundsätze zur Tragweite des Artikels 30 
EWG-V werden von der Bundesregierung nicht in Frage gestellt. Aller- 
dings ist diese Rechtsprechung allein nicht geeignet, alle sich aus der 
Unterschiedlichkeit der nationalen Rechtsordnungen ergebenden Hin- 
dernisse für den freien Warenverkehr ausziu'äumen. Die von der Bundes- 
regierung angestrebte Schaffxmg eines Binnenmarktes setzt weitere 
Anstrengungen für eine Harmonisierung der für die Herstellung und 
Vermarktung bestimmter Waren geltenden Rechtsvorschriften voraus. 
Die angestrebte Änderung des EWG- Vertrages (Einfügen eines neuen 
Artikels 100 a), die die Verabschiedung entsprechender Richtlinien mit 
qualifizierter Mehrheit erlaubt, wird die Erreichung dieses Zieles wesent- 
lich erleichtern. 


17. Abgeordneter Welchen Anteü (in v. H.) nimmt die Zahl der 

Ewen Anträge zum Ansparprogramm (bis zu einem 

(SPD) aktuellen Stichtag) aus Niedersachsen an der 

Gesamtzahl der Anträge ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 23. Januar 1986 

Im Zeitraum vom Inkrafttreten des Ansparprogramms am 1. August 1985 
bis zum Jahresende wurden insgesamt 25 762 Anträge auf Zusage der 
Gewährung eines Anspeirzuschusses bei der Lastenausgleichsbank 
gestellt. Hiervon entfielen auf das Land Niedersachsen 1 583 Antragstel- 
limgen, das sind 6,14 v. H. Es läßt sich jedoch eine leichte Zunahme des 
niedersächsischen Anteils feststellen, da im Zeitraum vom 1. August bis 
16. September 1985 ein Anteil von 5,8 v. H. und vom 17. September bis 
31. Dezember 1985 ein Anteü von 7,3 v. H. zu verzeichnen ist. 
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18. Abgeordneter 
Ewen 
(SPD) 


Welchen Anteil (in v. H.) nehmen die Zahl der 
Anträge und die anteilige Fördersumme zum 
Eigenkapitalhilfe-Programm und dem ERP-Exi- 
stenzgründungsprogramm aus Niedersachsen in 
den Jahren 1983, 1984 und 1985 ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 23. Januar 1986 

Die Zahl der Anträge und die För der summe zum Eigenkapitalhilfe - 
Programm und ERP-Existenzgründungsprogramm anteilmäßig für das 
Land Niedersachsen in den Jahren 1983, 1984 und 1985 ist aus der 
folgenden Übersicht zu entnehmen: 



1983 

1984 

Programm 

Zahl der 

Förder- 

Zahl der 

Förder- 


Anträge 

summe 

Anträge 

summe 

Eigenkapital- 

hilfe-Programm 

11,0 

11,6 

12,2 

12,9 

ERP-Existenz- 

gründungsprogramm 

9,1 

11,1 

8,2 

10,5 



1985 

Programm 

Zahl der 

Förder- 


Anträge 

summe 

Eigenkapital- 

hilfe-Programm 

12,0 

12,4 

ERP-Existenz- 

gründungsprogramm 

7,7 

10,3 


19. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Vergabe 
von öffenthchen Aufträgen dem Schweizer Mo- 
dell näherzutreten, das darin besteht, daß im 
Falle der öffentlichen Ausschreibung der billig- 
ste und der teuerste Bieter ausgeschlossen werden 
imd der Zuschlag an denjenigen geht, der dem 
dann gebildeten Mittelwert am nächsten kommt, 
so daß auf diese Art und Weise am ehesten 
kostendeckende Preise zustande kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 23. Januar 1986 

Die Bundesregierung, Vertreter der Länder und Gemeinden haben in den 
70er Jahren gemeinsam mit den Verbänden der Bauwirtschaft das soge- 
nannte Mittelpreisverfahren bzw. Schweizer Modell eingehend geprüft, 
bei dem Zuschlag an das Angebot geht, das einem Mittelwert am näch- 
sten kommt. Das Verfahren ist sowohl aus wirtschaftspohtischen als auch 
aus rechtlichen Gründen abgelehnt worden: 

Es wirkt wettbewerbsbeschränkend, da es von vornherein das niedrigste 
und das höchste Angebot ehminiert. Darüber hinaus haben durch die 
schematische Nivellierung auch die nahe bei dem niedrigsten Angebot 
hegenden günstigen Angebote keine Chance mehr, für den Zuschlag 
brücksichtigt zu werden. Die größte unternehmerische Leistungsfähig- 
keit käme in diesem Bereich nicht mehr zum Zuge; ein wesenthcher 
Grundsatz unserer marktwirtschafthchen Ordnung würde damit verletzt. 
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Im Hinblick auf den Zuschlagspreis ergeben sich beim Mittelpreis verfah- 
ren je nach Zahl und Angebotssumme der eingegangenen Angebote rein 
zufällige Vergabeentscheidungen. Der Zuschlagspreis kann durch 
gezielt abgegebene Angebote mit hohen Preisen manipuliert werden. 
Unter Anwendung des Mittelpreisverfahrens getroffene Vergabeent- 
scheidungen wären daher weder mit den Grundsätzen des Haushalts- 
rechts vereinbar, das zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung 
der Mittel verpflichtet. 

Wegen der wettbewerbsbeschränkenden Wirkung des Mittelpreisverfah- 
rens verbieten auch die im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft zur 
Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte erlassenen Richtlinien ein 
derartiges Vorgehen. Der Europäische Gerichtshof hat das von Italien 
eingeführte Mittelpreisverfahren auf eine entsprechende Klage der EG- 
Kommission in seinem Urteü vom 28. März 1985 (Rechtssache 274/83) für 
unzulässig erklärt. 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht ein den Grundsätzen der 
Marktwirtschaft entsprechendes Instrumentarium, mit dem der Vergabe 
öffentlicher Aufträge zu unangemessenen Preisen wirksam entgegenge- 
wirkt wird. Nach den zwingenden in Ausfüllung des Haushaltsrechts 
erlassenen Vorschriften der VOB und VOL dürfen Aufträge nur zu ange- 
messenen Preisen vergeben werden. Bei der Bewertung müssen Ange- 
bote ausgeschieden werden, deren Preis in offenbarem Mißverhältnis zur 
Leistimg steht. Der Zuschlag ist auf das annehmbarste bzw. wirtschaft- 
lichste Angebot zu erteüen. Der niedrigste Angebotspreis allein ist somit 
nicht entscheidend. 

In näherer Ausgestaltung der Wertungsgrundsätze sind gemeinsam von 
der öffentlichen Hand und den Verbänden der Bauwirtschaft „Grund- 
sätze zur Wertung der Angebote nach § 25 VOB/A" aufgestellt worden. 
Sie sind von den öffentlichen Auftraggebern von Bund und Ländern 
eingeführt und geben den VergabesteUen auf den Einzelfall abgestellte 
Anweisungen zur Aussonderung unangemessen niedriger und hoher 
Angebote. Das Instrumentarium wird noch dadurch verfeinert, daß in 
Kürze Angebotsunterlagen eingeführt werden, in die die Bieter alle zur 
Bestimmung der Angebotspreise wichtigen Daten einzutragen haben 
(wie z. B. Durchschnittslohn, Soziallohn, Nebenkosten, Zuschlag für 
Wagnis und Gewinn, Zeitkalkulation in Stunden, Zeitansatz nach Mann- 
oder Gruppenstunden (u.a.m.). Der öffentliche Auftraggeber erhält damit 
für seine Vergabeentscheidung exakte Informationen über das Kostenge- 
füge eines ausgeschriebenen Auftrags. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Welche Mittel sind 1984 und 1985 in das Dorfer- 

Würtz neuerungsprogramm nach Niedersachsen und 

(SPD) dabei insbesondere in den Landkreis Diepholz 

geflossen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 15. Januar 1986 

Im Jahr 1984 wurde die Dorf erneu erung in Niedersachsen sowohl aus 
Mitteln der Dorfemeuerung und der Flurbereinigung nach der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" (GAK) als auch im Rahmen eines Landesprogrammes gefördert. 
Hierfür wurden Zuschüsse aus der GAK in Höhe von 6,3 Millionen DM 
und aus dem Landesprogramm in Höhe von 0,84 Millionen DM, insge- 
samt 7,14 Millionen DM, gewährt. Von diesen Zuschüssen hat der Bund 
3,78 Mülionen DM getragen. 
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Die im Jahr 1984 aus diesen Programmen in den Landkreis Diepholz 
geflossenen Mittel sind mir nur für den Förderungsbereich der Dorfer- 
neuerung nach der GAK bekannt. In diesem Rahmen wurden im Land- 
kreis Diepholz Investitionen von 0,86 Millionen DM mit Zuschüssen von 
0,26 Millionen DM finanziert. 

Im Jahr 1985 wurden für die Dorferneuerung in Niedersachsen Zuschüsse 
aus dem Dorferneuerungsbereich der GAK in Höhe von rund 10,4 MiUio- 
nen DM und in Höhe von rund 7,0 Milhonen DM aus dem Landespro- 
gramm, insgesamt rund 17,4 MiUionen DM, bewilligt. Von diesen Zu- 
schüssen hat der Bund rund 6,24 Millionen DM getragen. 

Von den insgesamt gewährten Zuschüssen von rund 17,4 MiUionen DM 
sind rund 2,2 Milhonen DM in den Landkreis Diepholz geflossen. 

Darüber hinaus sind auch im Jahr 1985 Dorfemeuerungsmaßnahmen im 
Rahmen der Hurbereinigung gefördert worden. Die Einzeldaten hierzu 
sind noch nicht bekannt. 


21. Abgeordneter 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bayerische Molkereien in den 
letzten Monaten Milch aus Österreich aufkauf- 
ten, um die eigenen Lieferverträge zu erfüllen, 
und welche Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung vor, um dies künftig zu unterbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 21. Januar 1986 


Der Bundesregierung hegen keine Informationen vor, daß bayerische 
Molkereien in den letzten Monaten Milch aus Österreich auf kauften, um 
die eigenen Lieferverpflichtungen zu erfüUen. Ausweishch der Einfuhr- 
statistik sind in den letzten Monaten keine Einfuhren von Müch aus 
Österreich in die Bundesrepubhk Deutschland erfolgt. 

Im übrigen unterhegen etwaige Milcheinfuhren aus Drittländern der EG- 
Abschöpfung, deren Höhe z. Z. eine Einfuhr von Müch aus Österreich 
wenig attraktiv machen würde. 


22. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Einzelheiten über die 
Abwicklung des Exportgeschäfts der EG mittei- 
len, die über 200 000 Tonnen Rindfleisch aus In- 
terventionsbeständen an die Sowjetunion ver- 
kauft hat, insbesondere die Verteüung dieser 
Verkaufsmengen auf die Mitghedstaaten, Quali- 
tät und Alter des Fleisches, den Verkaufspreis 
sowie die Höhe der Exportbeihüfen? 


23. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, sich in Brüs- 
sel bei der EG-Kommission und im EG -Agrarmi- 
nisterrat für die Abgabe von frischem Interven- 
tionsfleisch an die Verbraucher in der EG einzu- 
setzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 15. Januar 1986 

Auf Grund der im Jahre 1985 stark gestiegenen Interventionsbestände an 
Rindfleisch hat die EG-Kommission im September 1985 die Notwendig- 
keit gesehen, für den Export größerer Mengen von Interventionsfleisch 
(Vorder- und Hinterviertel) in bestimmte Drittländer Sonderkonditionen 
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festzulegen. Dabei wurden gegen den scharfen Protest der Bundesregie- 
rung eine Mindestabnahmemenge von 75 000 Tonnen sowie Verkauf- 
spreise festgesetzt, die um 825 DM/Tonne unter den sonst gültigen Abga- 
bepreisen für Drittlandsexporte liegen. Die Einwendungen der Bundesre- 
gierung sind nicht ohne Folgen geblieben, denn im November 1985 
wurde die Mindestmenge auf 40 000 Tonnen reduziert und Teilstücke in 
die Regelung einbezogen. Im Rahmen dieser Sonderregelung wurden 
insgesamt 215 000 Tonnen Rindfleisch für den Export in die UdSSR ver- 
kauft. Das Fleisch (mit Ausnahme der Käufe in Irland ausschließlich 
Vorder- und Hinterviertel) stammt aus den Interventionsbeständen nach- 
stehender Mitgliedstaaten: Frankreich = 126 000 Tonnen, Irland = 
45 000 Tonnen (davon 20 000 Tonnen Teilstücke), Bundesrepublik 
Deutschland = 40 000 Tonnen und Niederlande = 4 000 Tonnen. Die 
Qualitäten entsprechen den in den einzelnen Mitgliedstaaten für staat- 
liche Interventionskäufe zugelassenen Handelsklassen der Kategorien 
Jungbullen und Ochsen. Das Reisch stammt aus Interventionskäufen im 
Kalenderjahr 1984 und den ersten acht Monaten 1985. 


Die Verkaufspreise und Exporterstattungen ergeben sich aus der nach- 
stehenden Tabelle: 



Verkaufspreis 

Ausfuhrerstattung 

Warenbezeichnung 

in 

ECU/ 

Tonnen 

umge- 
rechnet 
in DM/ 
Tonnen 

in 

ECU/ 

Tonnen 

umge- 
rechnet 
in DM/ 
Tonnen 

Vorderviertel 

1080 

2576 

740 

1765,00 

Hinterviertel 

2 000 

4 770 

995 

2373,20 

Teüstücke 
ohne Knochen 
(ausgenommen 

Hesse und Dünnung) 

2450 

5 844 

935 

2230,10 


Die Bundesregierung hat sich wiederholt und mit Nachdruck in Brüssel 
für den Inlandsabsatz von Interventionsfleisch eingesetzt. So werden 
regelmäßig Rindervorderviertel für die Verarbeitungsindustrie sowie 
Teüstücke für den Direktverbrauch freigegeben. Die Bundesregierung 
wird sich auch weiterhin darum bemühen, daß diese Freigaben auch 
künftig erfolgen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


24. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Mit wieviel Anträgen auf die Inanspruchnahme 
der Vorruhestandsregelung hat die Bundesre- 
gierung bei Inkrafttreten des Gesetzes für das 
Jahr 1985 gerechnet, und wieviel Anträge sind 
nach Erkenntnissen der Bundesregierung im bis- 
herigen Jahresverlauf tatsächlich bei den Ar- 
beitsämtern gestellt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. Januar 1986 

Anläßlich des Inkrafttretens des Voiruhestandsgesetzes hat die Bundes- 
regierung keine zahlenmäßig konkretisierten Erwartungen bezüglich der 
Inanspruchnahme der Vorruhestandsregelung geäußert. 

Nach der Statistik der Krankenversicherungen errechnet sich bis Novem- 
ber 1985 eine Zahl von insgesamt 34 815 Sozial Versicherungsbeiträge 
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zahlenden Vorruhestandsgeldempfängem. Bei der Bundesanstalt für 
Arbeit waren bis Ende 1985 insgesamt 28 207 Arbeitgeber- Anträge auf 
Anerkennung der Voraussetzungen eingegangen. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß zahlreiche Tarifverträge erst 
Anfang 1985 in Kraft getreten sind und zu einem erheblichen Teil 
Ankündigungsfristen für die Inanspruchnahme von Vornihestandslei- 
stungen vorsehen, ist bis Ende 1986 mit einem wesentlichen Anstieg der 
Vorruhestandsfälle zu rechnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


25. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich 

Dr. Schöfberger der bayerische Ministerpräsident in einem 

(SPD) Schreiben an den Bundesminister der Verteidi- 

gung gegen die Pläne für den Bau einer Stand- 
ortschießanlage im Münchner Norden ausge- 
sprochen hat, und wie wird die Bundesregierung 
dem bayerischen Ministerpräsidenten in der Sa- 
che selbst auf seinen Brief antworten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. Januar 1986 

Es trifft zu, daß der bayerische Ministerpräsident dem Bundesminister der 
Verteidigung mit Schreiben vom 23. Dezember 1985 mitgeteilt hat, daß 
der Freistaat Bayern aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung 
auch den beiden Alternativen für den Bau einer Standortschießanlage auf 
der Vorbehaltsfläche B nicht beipflichten könne. Die von der Regierung 
von Oberbayern erarbeitete landesplanerische Beurteilung wird derzeit 
geprüft. Dies ist noch nicht abgeschlossen. 


26. Abgeordneter Welche Gebiete sollen nach dem vom Bundesmi- 

Ibrügger nister der Verteidigung vorgeschlagenen neuen 

(SPD) System in Nordrhein-Westfalen und Niedersach- 

sen künftig als Übungsgebiete für Tief- und 
Tiefstflüge ausgewiesen werden, und mit wel- 
cher Fluglärmbelästigung hat die hiervon betrof- 
fene Bevölkerung dann zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Januar 1986 

Der Bundesminister der Verteidigung prüft zur Zeit Maßnahmen, die 
geeignet wären, eine Entlastung der Bevölkerung vom Tiefflug zu errei- 
chen. Dabei wird auch untersucht, ob die bisher bestehenden Tiefflugge- 
biete 250 Fuß durch Einführung eines Systems mit insgesamt 49 Tiefflug- 
gebieten entlastet werden könnten. Jeweils sieben Tieffluggebiete wür- 
den für die Dauer eines Monats für den Tief flugbetrieb in 250 Fuß 
freigegeben werden. In den übrigen 42 Gebieten würde in dieser Zeit 
kein Tiefflug in 250 Fuß durchgeführt werden. 

Grundsätzlich betroffen wären von der Neuregelung in Nordrhein-West- 
falen und Niedersachsen nur die bereits heute für den Tiefflug im Höhen- 
band 500 Fuß bis 1 500 Fuß genutzten Gebiete. Zusätzlich ausgespart 
vom Tiefflug in 250 Fuß würden dichtbesiedelte Gebiete und alle Städte 
mit über 10000 Einwohnern. 
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Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung zur Selbstverbrennung des Wehrpflichtigen 
Andreas Paasche am 19. November 1985 auf 
dem Gelände der Rettberg-Kaserne in Eutin/ 
Kreis Osthoistein vor? 

Warum ist über den Fall eine Informationssperre 
verhängt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 20. Januar 1986 

Der wehrpflichtige Panzerschütze Andreas Paasche hatte am 1. Oktober 
1985 seinen Grundwehrdienst angetreten, war jedoch seit dem 3. Okto- 
ber 1985 eigenmächtig abwesend. Am 19. November 1985 setzte sich der 
Soldat erstmals mit seiner Einheit in Verbindung und ließ gegen 
11.10 Uhr seinen Einheitsführer und den Kompaniefeldwebel zum Kaser- 
neneingang der Rettberg- Kaserne rufen. Die beiden trafen den Soldaten 
am Wachlokal an, seine Zivilkleidung war benzindurchtränkt, er machte 
einen verstörten Eindruck und hantierte mit einem Feuerzeug. Die bei- 
den Vorgesetzten konnten den Soldaten beruhigen und schlugen ihm 
vor, entweder in einem nahegelegenen Lokal oder beim Truppenarzt ein 
Gespräch zu führen. Herr Paasche stimmte dem zweiten Vorschlag zu 
und folgte zum Truppenarzt. Auf dem Wege dorthin zündete er plötzhch 
das Feuerzeug und setzte seine Kleidung in Brand. Es ist ungeklärt, ob 
dies mit Absicht oder aus Versehen geschah, seine letzten Worte waren 
jedoch: „Das hab' ich nicht gewollt." 

Sofortige Lösch versuche, Erste Hüfemaßnahmen im Sanitätsbereich und 
ein Hubschraubertransport in das Unfall-Krankenhaus Hamburg waren 
ohne Erfolg. Der Soldat verstarb leider an den Folgen seiner schweren 
Verbrennungen. 

Es wurde keine Informationssperre verhängt. Der Divisionspresseoffizier 
und der Bataillonskommandeur gaben Mitteüungen an die Presse, u. a. 
auch an dpa. 

Über den Vorfall haben z. B. berichtet die Lübecker Nachrichten am 
20./21. November 1985, die Kieler Nachrichten am 20. November 1985 
und der Ostholsteinische Anzeiger am 21. November 1985. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

29. Abgeordneter Strebt die Deutsche Bundesbahn mit dem Land 

Senfft Hessen eine Rahmenvereinbarung über die zu- 

(DIE GRÜNEN) künftige Gestaltung des öffentlichen Personen- 

nahverkehrs (ÖPNV) an, wenn ja, wie ist der 
Stand der Verhandlungen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. Januar 1986 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) strebt auch mit dem Land Hessen eine 
Rahmenvereinbarung über die Bedienung des öffentlichen Personen- 
nahverkehr (ÖPNV) in der Fläche an. Nach Mitteilung der DB wird in 
diesen Tagen dem Hessischen Minister für Wirtschaft und Technik ein 
Vereinbarungsentwurf übersandt werden. 

Das weitere Vorgehen wird voraussichtlich Ende Januar 1986 zwischen 
dem Präsidenten der Bundesbahndirektion Frankfurt am Main und dem 
Hessischen Minister für Wirtschaft imd Technik erörtert werden. 


27. Abgeordneter 

Werner 

(Westerland) 

(DIE GRÜNEN) 


28. Abgeordneter 

Werner 

(Westerland) 

(DIE GRÜNEN) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


30. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen, Dr. Schwarz-Schilling, in dessen Familien- 
besitz sich die Batteriefirma Sonnenschein befin- 
det, bei seinem kürzhchen offiziellen Besuch in 
Israel die Firma Primary Batteries Plant Tadiran 
Ltd. bei Tel Aviv besucht hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 17. Januar 1986 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat auf seiner 
Israel-Reise die von der israehschen Regierung benannten bedeutenden 
Unternehmen der Telekommunikation besucht. Darunter war auch 
Tadiran Limited mit ihren Sparten Communication, Telecommunication 
und Components. 


31. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ausschheßen, daß der 

Schlaga Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe- 

(SPD) sen in der genannten israehschen Firma Ver- 

kaufs- oder Kooperationsgespräche geführt hat, 
die mittelbar oder unmittelbar mit dem Unter- 
nehmensziel der Firma Sonnenschein in Ver- 
bindung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 17. Januar 1986 

Die Frage wird mit „ja" beantwortet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


32. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das „Haus 
der Geschichte" zu einem Forschungsinstitut für 
die Geschichte der Bundesrepubhk Deutschland 
auszubauen, und würde dies für das Münchener 
Institut für Zeitgeschichte bedeuten, auf die ur- 
sprünghche Aufgabe der Analyse der nationalso- 
ziahstischen Zeit zurückgedrängt zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 24. Januar 1986 

In dem künftigen Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
soll nicht in Konkurrenz zu Hochschulen und anderen Forschungseinrich- 
tungen historische Forschung betrieben werden. 

Die Aufgaben für das Münchener Institut für Zeitgeschichte bleiben mit- 
hin unberührt. 
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33. Abgeordnete 

Frau 

Dr« Lepsius 

(SPD) 


Wird das „Deutsche Historische Museum" Berhn 
nach Abschluß der Aufbauphase in die Zustän- 
digkeit Berhns übergehen, und wenn ja, wie will 
die Bundesregierung dann das Land Berlin in 
entsprechender Weise an Planung und Vorberei- 
tung für das Museum beteüigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 24. Januar 1986 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Deutsche Historische Museum in 
Berhn zu bauen und einzurichten und alsdann als Geschenk in die 
Zusftändigkeit Berhns übergeben. 

Auf Grund dessen stimmt die Bundesregierung ihre Überlegungen und 
Entscheidungen mit Berhn ab. Sie hat die unabhängige Sachverständi- 
genkommission, die gegenwärtig eine Grundkonzeption für das Museum 
erarbeitet, im Einvernehmen mit Berhn eingesetzt. Für die weitere 
Abstimmung steht die Bundesregierung wegen des bestmöghch geeigne- 
ten Verfahrens mit Berhn im Gespräch. 


34. Abgeordneter 

Kißlinger 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, das Verfah- 
ren, bei Grundstückskaufverträgen bei den Ge- 
meinden anzufragen, ob ein Vorkaufsrecht be- 
steht oder ein Vorkaufsrecht nicht ausgeübt 
wird, als unzweckmäßig und als nicht bewährt 
wieder abzuschaffen, nachdem die Bundesnotar- 
kammer in einer rechtstatsächlichen Untersu- 
chung die Bedeutungslosigkeit des Instituts des 
gemeindhchen Vorkaufsrechtes bei Grund- 
stückskaufverträgen nachgewiesen hat, oder ist 
die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Grundbuchsperre des § 24 Abs. 5 Bundesbauge- 
setz aufrechterhalten bleiben soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 22^ Januar 1986 

Die gesetzhchen Vorkaufsrechte der Gemeinde haben sich im wesenth- 
chen bewährt. Sie sind daher in den Entwurf eines Baugesetzbuchs 
übernommen worden. Der Regierungsentwurf sieht dabei auch die Bei- 
behaltung der Pflicht zur Vorlage von Grundstückskaufverträgen vor. 
Allerdings soll die Zahl der Fälle, in denen der Gemeinde ein Kaufvertrag 
vorgelegt werden muß, erhebhch verringert werden. Der Kauf von Rech- 
ten nach dem Wohnungseigentumsgesetz soll allgemein vom Anwen- 
dungsbereich der Vorkaufsrechte ausgeschlossen werden. Ferner sollen 
die Gemeinden künftig für das Gemeindegebiet oder sämtliche Grund- 
stücke einer Gemarkung durch Beschluß auf ihr Vorkaufsrecht verzich- 
ten können. 


Bonn, den 24. Januar 1986 
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